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Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften bedanken sich für die Gelegenheit, zum oben genann-

ten Gesetzesentwurf Stellung zu nehmen. 

 

Gegenstand des Gesetzesentwurfs ist nach dessen Begründung die Umsetzung der sich aus den 

„jüngsten Beschlüssen des Bundesverfassungsgerichts ergebenden Anforderungen“. Denn in der 

Vergangenheit hat sich das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) wiederholt mit der Prüfung der 

Amtsangemessenheit der Alimentation von Beamt*innen auseinandergesetzt (BVerfG, Urteil vom 5. 

Mai 2015 – 2 BvL 17/09 – und Beschluss vom 17. November 2015 – 2 BvL 19/09 –). 

 

Artikel 1 des Niedersächsischen Gesetzes zur amtsangemessenen Alimentation sieht folgende Än-

derungen bzw. Einführungen vor: 

1. Einführung eines Familienergänzungszuschlags (§ 34 a NBesG) 

2. Erhöhung der jährlichen Sonderzahlung (Änderung des § 63 Abs. 1 S. 2 NBesG 

und § 63 Abs. 2 S. 1 NBesG) 

3. Streichung der ersten Erfahrungsstufe der Besoldungsgruppen A5, A6 und A7 

zum 01.01.2023 (Einführung des § 73 a NBesG) 

4. Erhöhung der Grundbesoldung der Besoldungsordnung A (Anlage 5 des NBesG) 

mit Gültigkeit ab dem 01.01.2023 

5. Erhöhung der Familienzuschläge (Anlage 7 zu § 34 S. 3 NBesG) mit Gültigkeit ab 

dem 01.01.2023 

 

Artikel 2 des Niedersächsischen Gesetzes zur amtsangemessene Alimentation sieht folgende Ände-

rung vor: 

• Erhöhung der jährlichen Sonderzahlung für Versorgungsempfänger*innen (§ 63 Abs. 1 S. 

2 NBeamtVG) und Erhöhung der Höchstgrenzen beim Zusammentreffen von Erwerbs- und 

Erwerbsersatzeinkommen (§ 64 Abs. 3 S. 2 NBeamtVG) 
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Zur Bewertung im Einzelnen: 
 

Zu Artikel 1) Sollte der Familienergänzungszuschlag wie beabsichtigt in Kraft treten, ist davon 

auszugehen, dass dieses Gesetz einer höchstrichterlichen Überprüfung nicht standhalten werden 

wird. Denn nach den Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichtes aus 2020 ist ein Familiener-

gänzungszuschlag, dessen Gewährung vom Familieneinkommen bzw. Einkommen des Ehegatten, 

Lebenspartners oder Unterhaltspflichtigen abhängt, grundsätzlich nicht mit der bisherigen Recht-

sprechung des Bundesverfassungsgerichtes vereinbar. Bei der Berechnung einer amtsangemessenen 

Alimentation ist bisher immer die Nettoalimentation des Beamten bzw. der Beamtin die Maßgabe. 

Die angemessene Alimentation muss durch das Beamtengehalt selbst gewahrt werden (BVerG, Be-

schl. v. 4.5.2020 – 2 BvL 4/18 , NVwZ-Beilage 2020, 90 Rz. 56).  

Hinzu kommt, dass der der Familienergänzungszuschlag im Hinblick auf das aus Art. 33 Absatz 5 

Grundgesetz folgende Mindestabstandsgebot sowie das allgemeine Abstandsgebot erheblichen ver-

fassungsrechtlichen Bedenken begegnet. Dies hat für den ähnlich ausgestalteten Familienergän-

zungszuschlag in Schleswig-Holstein bereits der dortige Wissenschaftliche Dienst auf der Seite 26 

seiner Stellungnahme unter der Ziffer 3.4.2.4 vom 02.03.2022 festgestellt. Beim Mindestabstands-

gebot handelt es sich – wie beim Abstandsgebot – um einen eigenständigen, aus dem Alimentati-

onsprinzip (Artikel 34 Grundgesetz) abgeleiteten Grundsatz. Es besagt, dass bei der Bemessung der 

Besoldung der qualitative Unterschied zwischen der Grundsicherung, die als staatliche Sozialleistung 

den Lebensunterhalt von Arbeitsuchenden und ihren Familien sicherstellt, und dem Unterhalt, der 

erwerbstätigen Beamt*innen geschuldet ist, hinreichend deutlich werden muss. Dieser Mindestab-

stand wird unterschritten, wenn die Alimentation (netto) unter Berücksichtigung der familienbezo-

genen Bezügebestandteile und des Kindergelds nicht mindestens 15 % über dem Arbeitslosengeld 

II bzw. der Grundsicherung liegt (BVerG, Beschl. v. 4.5.2020 – 2 BvL 4/18 , NVwZ-Beilage 2020, 90 

Rz. 47). 

Zugleich geht mit der geplanten Regelung eine indirekte, verfassungswidrige Diskriminierung von 

Frauen einher. Denn tatsächlich sind es in aller Regel Frauen, die, um Ehe und Familie vereinbaren 

zu können, eine Teilzeittätigkeit ausüben. Den Familienergänzungszuschlag erhalten Ehe- bzw. Le-

benspartnerinnen, die selbst keine Beamtinnen sind aber nur, wenn sie Arbeitsentgelt erzielen, das 

unter dem Arbeitsentgelt einer geringfügigen Beschäftigung („Mini-Job“) bleibt. 

 

 

2. a) Bei den übrigen Regelungen des Gesetzesentwurfs, die die Höhen der Bezüge bzw. die Höhen 

der Bezügebestandteile regeln (§ 34 a Abs. 1 S. 3 NBesG, § 63 Abs. 1 S. 2 NBesG, § 63 Abs. 2 S. 1 

NBesG, die Erhöhung der Grundbesoldung der Besoldungsordnung A [Anlage 5 des NBesG], Ände-

rung der Familienzuschläge [Anlage 7 zu § 34 S. 3 NBesG,  § 63 Abs. 1 S. 2 NBesG und § 63 Abs. 
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2 S. 1 NBesG), fehlen jeweils die konkreten Begründungen, welche Faktoren der Ermittlung der 

Beträge zugrunde liegen und eine Erläuterung einer vorzunehmenden Abwägung. Denn die Festle-

gung der Besoldungshöhe ist nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts an die Ein-

haltung konkreter Anforderungen geknüpft.  

Nach gefestigter Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist der Gesetzgeber gehalten, be-

reits im Gesetzgebungsverfahren die Fortschreibung der Besoldungshöhe zu begründen. Die Ermitt-

lung und Abwägung der berücksichtigten und berücksichtigungsfähigen Bestimmungsfaktoren für 

den verfassungsrechtlich gebotenen Umfang der Anpassung der Besoldung müssen sich in einer 

entsprechenden Darlegung und Begründung des Gesetzgebers im Gesetzgebungsverfahren nieder-

schlagen. Eine bloße Begründbarkeit genügt nicht den verfassungsrechtlichen Anforderungen 

(BVerfG, Beschl. v. 4.5.2020 – 2 BvL 4/18, NVwZ-Beilage 2020, 90 Rz. 97). Die Festlegung aller 

konkreten Besoldungshöhen des Gesetzesentwurfs stellen deshalb zufällige Ergebnisse dar, die mit 

der genannten Rechtsprechung nicht vereinbar sind.  

 

2. b) Dies gilt auch in Bezug auf die Streichung der Erfahrungsstufe der Besoldungsgruppen A5, A6 

und A7 (§ 73 a NBesG). Eine Begründung, welche Faktoren der Ermittlung der geplanten, neuen 

Besoldung in den Besoldungsgruppen A5, A6 und A7 zugrunde liegen sowie die entsprechend 

höchstrichterlich geforderte Abwägung fehlen. 

 

Hier besteht u. U. auch ein Verstoß gegen das sog. Alimentationsprinzip. Denn nach der Rechtspre-

chung des Bundesverfassungsgerichts liegt eine Verletzung des sog. Alimentationsprinzips jedenfalls 

dann vor, wenn bei der zur Prüfung gestellten Besoldungsgruppe, also bspw. der Besoldungsgruppe 

A5, A6 oder A7, der Mindestabstand zur Grundsicherung für Arbeitsuchende („Hartz IV“ bzw. Ar-

beitslosengeld II) nicht eingehalten ist (vgl. BVerfG, Beschl. v. 4.5.2020 – 2 BvL 4/18, NVwZ-Beilage 

2020, 90 Rz. 48). Der Mindestabstand zum Arbeitslosengeld II ist unterschritten, wenn die Alimen-

tation (netto) einschließlich des Kindergelds und der familienbezogenen Bezügebestandteile in der 

untersten Besoldungsgruppe der ersten Erfahrungsstufe nicht mindestens 15 Prozent über dem 

„Hartz IV-Niveau“ liegt (vgl. BVerfG, Beschluss vom 4. Mai 2020 – 2 BvL 4/18). Der Gesetzesbe-

gründung lässt sich keine Berechnung entnehmen, in der die Einhaltung des Mindestabstands auf-

geführt ist, sodass die bloße Streichung der ersten Erfahrungsstufe der genannten Besoldungsgruppe 

als zufällige Einzelmaßnahme erscheint, die mit der genannten Rechtsprechung nicht vereinbar sein 

dürfte. 

 

 

 
 


